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Bewußt sprechen wir bei Formul ierung und Durchführung unseres The-
mas nicht von deutscher Ostpolitik, sondern von deutscher Politik im 
Osten. Ostpolitik: dieser Begriff ha t durch die — wie auch immer zu be-
urtei lende — Politik der sozialliberalen Bonner Koalition des Ausgleichs 
mit den sozialistischen Staaten Osteuropas eine ganz eigene Prägung er-
halten. Aber auch von einer Ostpolitik in einem herkömmlicheren Sinne 
des Wortes wird m a n im Kontext unserer Darlegungen nu r mit Vorsicht 
sprechen dürfen. Nach dem deutschen Angriff auf Polen am 1. September 
1939 konnte von einer deutschen Ostpolitik eigentlich n u r noch der So-
wjetunion gegenüber die Rede sein. Nach dem deutschen Angriff auf Ruß-
land am 22. Jun i 1941 gab es praktisch nu r noch eine deutsche Politik im 
Osten. Wir wissen wohl noch zu wenig von den faktischen Verhältnissen, 
auf die diese Politik im Osten stieß, aber es ist a l lbekannt , worauf sie ab-
zielte: Versklavung der Ostvölker, Gewinn von „Lebensraum" in den Wei-
ten des Ostens für das deutsche Volk, aber — im Sinne der „Großgerma-
nischen Reichsidee" 1 — auch für die übr igen kont inentalgermanischen 
Völker.2 Diese Politik ha t te mit den t rad ie r ten Moralvorstel lungen nichts 
gemein, gestand dies freilich auch ein. Aber sie gab sich realistisch — und 
gerade das war sie am allerwenigsten. Welch ein „leichtfertig-verstiegener 
Glaube", so ist mit Mart in B r o s z a t zu sagen, durch auch „technisch 
k a u m im nötigen Umfang real is ierbare Methoden" ganze Völker „beherr-
schen und auf die Dauer gefügig und verfügbar machen zu können".3 

Auch ungeachtet ihres „großgermanisdien" Nebenakzents ha t die deut-
sche Politik im Osten schwedische Reaktionen hervorgerufen, Reaktionen 
nicht nu r von offizieller, sondern auch und mehr noch von offiziöser und 
pr ivater Seite. Von ihnen allen soll im folgenden die Rede sein. Dabei 

*) Erweiterte Fassung einer Antrittsvorlesung an der Universität Kiel vom 
11. 6. 1980. 

1) Vgl. H.-D. L o o c k : Zur „Großgermanischen Politik" des Dritten Reiches, 
in: Vierteljahreshefte für Zeitgeschichte 8 (1960), S. 57 ff.; H.-A. J a c o b s e n 
in: Kriegstagebuch des Oberkommandos der Wehrmacht, Bd I, Frankfurt/Main 
1965, S. 87 Eff.; H.-J. L u t z h ö f t : Der Nordische Gedanke in Deutschland 
1920—1940, Stuttgart 1971, S. 370 ff. 

2) Vgl. A. D a 1 1 i n : Deutsche Herrschaft in Rußland 1941—1945, dt. Ausgabe 
Düsseldorf 1958; M. B r o s z a t : Nationalsozialistische Polenpolitik 1939—1945, 
Stuttgart 1961; Chr. K l e ß m a n n : Die Selbstbehauptung einer Nation. Natio-
nalsozialistische Kulturpolitik und polnische Widerstandsbewegung im General-
gouvernement 1939—1945, Düsseldorf 1971; J. T. G r o s s : Polish Society under 
German Occuption. The Generalgouvernement 1939—1944, Princeton (New 
Jersey) 1979. 

3) B r o s z a t , S. 25. 
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wollen wir hauptsächlich drei Fragen im Auge behal ten und am Schluß 
unserer Ausführungen auf sie zurückkommen. Die Fragen lauten: 

1. St immten die Sdiweden in ihren Urtei len über die deutsche Politik 
im Osten überein? 

2. Kommt in ihren Reaktionen so etwas wie eine realistische Al terna-
t ive zur unrealist ischen deutschen Politik im Osten zum Vorschein? 

3. Welche Tendenzen machten sich in den deutschen Gegenreakt ionen 
geltend? 

Die zeitliche Begrenzung unseres Themas ergibt sich daraus, daß die 
deutsche Politik im Osten in den J a h r e n 1939 bis 1943 in ihrer Blüte stand 
und dementsprechend in diesem Zei t raum am ehesten Gegenstand sdiwe-
discher Aufmerksamkeit werden konnte. 

Und nun zu den schwedischen Reaktionen im einzelnen: 

1. Schweden übe rnahm zu Beginn des Zweiten Weltkrieges den Auf-
trag, Polens Schutzmacht in Deutschland zu sein, d. h. den Schutz der pol-
nischen Staatsangehörigen und des polnischen Eigentums in Deutschland 
sicherzustellen. Doch zeigte sich bald, daß es nicht gewillt war, sich dabei 
zu übernehmen. Der schwedische Gesandte in Berlin, Arvid Gustaf R i -
c h e r t , sagte am 14. September 1939 zu Erns t Woermann, dem Chef 
der Politischen Abtei lung des Auswert igen Amtes: 

„ . . . ihm sei mitgeteil t worden, daß die polnischen Juden in Deutsch-
land alle in ternier t seien, dies sei jedoch keine Kriegsmassnahme, 
sondern eine Schutzmassnahme allgemeiner Art".4 

Kürzer: die sdiwedisdie Gesandtschaft Berlin e rk lä r te sich im Hinblidc 
auf die in ternier ten polnischen Juden für nicht zuständig. Diese jeden-
falls aus heut iger Sicht allzu realistische Hal tung entspricht der Psycholo-
gie der Neutralen: wo der Neutral ismus herrscht, behäl t der Egoismus 
gewöhnlich die Oberhand. 

Allerdings ha t t en die Schweden auch ihre eigenen Sorgen. Polen war 
für sie politisch nicht im entferntesten so interessant wie ihr östlicher 
Nachbar und Pufferstaat Finnland, das in dem geheimen Zusatzprotokoll 
zum deutsch-sowjetischen Nichtangriffspakt vom 23. August 1939 der so-
wjetischen Interessensphäre zugeschlagen worden war.5 Es mute t beinahe 
symbolisch an, daß die schwedische Regierung an demselben 30. November 
1939, an dem sowjetrussische Truppen über Finnland herfielen, der Öf-
fentlichkeit in einer kurzen Pressenotiz mitteil te, daß sie auf eine entspre-
chende Notifikation der deutschen Reichsregierung hin das Schutzmandat 
der Schwedischen Gesandtschaft Berlin für Polen als erledigt betrachte.6 

4) Aufzeichnung Woermann vom 14. 9. 1939. Alle für diese Arbeit herange-
zogenen ungedruckten Dokumente stammen aus der achtbändigen Serie „Büro 
des Staatssekretärs, Akten betr. Schweden" im Politischen Archiv des Auswär-
tigen Amts (AA), Bonn (weiterhin zit.: PA, B. St.s., Schweden). 

5) Über die finnlandpolitischen Strömungen in Stockholm Herbst 1939 vgl. 
H.-J. L u t z h ö f t : Deutsche Militärpolitik und schwedische Neutralität 1939— 
1942, Habilitationsschrift (Typoskript) Kiel 1980, S. 34 ff. 

6) PA, B. St.s., Schweden, Kopie des Schreibens des Gesandten Richert an 
Staatssekr. v. Weizsäcker vom 30. 11. 1939. 
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2. Die Probleme für Schweden mehr t en sich, als am 22. Jun i 1941 der 
deutsche Angriff auf Rußland begann. 

a) Ein wenig aus Liebe zu Finnland, hauptsächlich aber aus Furcht vor 
Deutschland stellte Schweden einen Teil seines Terr i tor iums für den Auf-
marsch deutscher Strei tkräfte im Nordraum gegen die UdSSR zur Verfü-
gung. Vor allem gelangte die in Südnorwegen stat ionierte 163. Infanter ie-
division über das schwedische Eisenbahnnetz nach Finnland.7 

b) Von einer aktiven Unterstützung Deutschlands im Osten wollte die 
Regierung in Stockholm aber auch zu Beginn des Rußlandfeldzuges nichts 
wissen. Besonders in der Freiwilligenfrage kam es zu einem zähen Ringen 
mit Berlin. Schwedens Außenminister Christian G ü n t h e r sagte am 
5. Juli 1941 dem deutschen Sondergesandten Karl Schnurre, daß schwedi-
sche Freiwillige einzig und allein in der finnischen Armee Dienst tun 
dürften.8 Ende Juli steckte die schwedische Regierung etwas zurück. Der 
Staatssekretär im schwedischen Außenministerium (Utrikesdepartemen-
tet), Erik B o h e m a n , erklärte dem deutschen Geschäftsträger in 
Stockholm, Gesandtschaftsrat v. Below, „daß von schwedischer Seite keine 
Bedenken dagegen bestehen, daß sich einzelne Personen als Freiwillige 
für deutsche Streitkräfte melden".9 Aber die deutsche Seite kam nicht 
dazu, von diesem Zugeständnis Gebrauch zu machen. Die schwedische 
Presse schlug alsbald Alarm, und daraufhin zog sich die Regierung in 
Stockholm wieder auf den Standpunkt zurück, daß schwedische Staatsbür-
ger nur in der finnischen Armee als Freiwillige Dienst tun dürften.16 

Indes: die interessierten deutschen Kreise wollten die „großgermani-
sche" Hoffnung, an der Ostfront neben Dänen und Norwegern auch 
Schweden in den Reihen der Waffen-SS kämpfen zu sehen, nicht auf-
geben. Wir wissen, daß im Februar 1942 ein Oberst Ekström — also ein 
schwedischer Staatsangehöriger — in diesem Sinne tätig war." Ende Mai 
1943 kam es noch einmal zu einem Presseskandal wegen versuchter An-
werbung von schwedischen Freiwilligen für die Waffen-SS.12 

Nicht zu bestreiten ist, daß es in den Jahren 1941 bis 1943 etlichen 
Schweden gelungen ist, sich zu den deutschen Annahmestellen in Finn-
land und Norwegen durchzuschlagen.13 Diese Freiwilligen mißbilligten si-
cher nicht die deutsche Politik im Osten. Doch dürfte das Moment der 

7) Vgl. L u t z h ö f t , Deutsche Militärpolitik, S. 194 ff. 
8) Vgl. ebenda, S. 184. 
9) PA, B. St.s., Schweden, Telegramm v. Below an AA vom 26. 7. 1941 (Nr. 

1054). 
10) Ebenda, Telegramme Wied (bis Anfang 1943 deutscher Gesandter in 

Stockholm) an AA vom 27. 8. 1941 (Nr. 1274), vom 28. 8. 1941 (Nr. 1281, 1282, 
1284), vom 1. 9. 1941 (Nr. 1318) und vom 2. 9. 1941 (Nr. 1319 u. 1325). 

11) Vgl. ebenda, Telegramm Blücher (Helsinki) an AA vom 5. 2. 1942 (Nr. 272). 
12) Ebenda, Telegramm Thomsen an AA vom 30. 5. 1943 (Nr. 1544). 
13) Himmler berichtete am 25. 7. 1942, daß 250 Schweden in der Waffen-SS 

dienten: H. P i c k e r : Hitlers Tischgespräche . . . , neu hrsg. von P. E. 
S c h r a m m [u.a.], Stuttgart 21965, S. 475. 
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Überzeugung für sie nicht ausschlaggebend gewesen sein; sicher überwo-
gen unter ihnen die abenteuerlust igen Elemente und Landsknechtstypen.14 

c) Doch beschränken wir uns noch einmal auf 1941: Am 26. Jun i teilte 
die Schwedische Gesandtschaft Berlin dem Auswärt igen Amt mit, daß die 
schwedische Regierung der Bitte Moskaus entsprochen habe, den Schutz 
der Staatsangehörigen und des Eigentums der UdSSR im Deutschen Reich 
zu übernehmen.1 5 Schweden als Rußlands Schutzmacht: damit war endgül-
tig klargestellt , daß Stockholm gegen die Parole vom Kreuzzug gegen den 
Bolschewismus taub war — realistischerweise, wie man wohl sagen darf. 

d) Doch ließ sich Utr ikesdepar temente t zu einer Gefälligkeit herbei , die 
auch nach Meinung seiner eigenen Beamten mit der schwedischen Schutz-
machtfunktion nu r schlecht in Übereins t immung zu br ingen war . Auf eine 
Weisung der Berl iner Zentra le hin ba t Gesandtschaftsrat v. Below den 
Leiter der Politischen Abtei lung von Utr ikesdepar tementet , Staffan Sö-
derblom, der Deutschen Gesandtschaft Stockholm Nachrichten aus der 
UdSSR zukommen zu lassen. Am 15. Ju l i erfüllte Söderblom diese Bitte. 
Er verlas einen Drahtbericht der Schwedischen Gesandtschaft Moskau, aus 
dem hervorging, daß der deutsche Angriff nicht zu einer Veränderung der 
Volksstimmung in der russischen Haupts tadt geführt habe.16 Das war es 
nicht, was Reidisaußenminister v. Ribbentrop hören wollte.17 Die Gesandt-
schaft Stockholm wurde angewiesen, „in der Frage Nachrichtenbeschaf-
fung über Sowjetunion durch schwedisches Außenminis ter ium nicht wei-
ter zu insistieren".18 Und in der Tat: da die deutsche Politik im Osten nun 
einmal auf Illusionen aufbaute, konnte ihr mit Informationen nicht ge-
dient sein. 

3. In dem „Lebensraum" im Osten sollten, wie schon angedeutet , nach 
Hitlers, Himmlers und Rosenbergs Vorstellungen neben Deutschen und 
anderen „Germanen" auch Schweden siedeln.19 Indirekt und vage ist die 
schwedische Regierung mit diesem „großgermanischen" Programmpunkt 
konfrontiert worden. Dr. Karl Megerle, Publizist und Leiter des „Büros 
Megerle" im Auswärt igen Amt, erkundigte sich bei Karl Albrecht Dam-
gren, dem Presseattache an der Schwedischen Gesandtschaft Berlin, ob 
nicht einige tausend Schweden an der „Aufbauarbeit im Osten" tei lneh-
men könnten. Es ist nichts da rüber bekannt , daß diesem Vorstoß irgend-
ein Erfolg beschieden gewesen wäre.20 Von einem völligen schwedischen 
Desinteressement an der „Aufbauarbeit im Osten" kann indes auch nicht 

14) Für die Idealisten unter den schwedischen Freiwilligen war doch wohl 
der Dienst in der finnischen Armee das Gegebene. 

15) PA, B. St.s., Schweden, Verbalnote der Schwed. Gesandtschaft Berlin an 
AA vom 26. 6. 1941 (Nr. 434/1941). 

16) Ebenda, Telegramm v. Below an AA vom 15. 7. 1941 (Nr. 948). 
17) Ebenda, Aufzeichnung Woermann vom 18. 7. 1941. 
18) Ebenda, Abschrift des Telegramms Woermann an die Deutsche Gesandt-

schaft Stockholm vom 27. 7. 1941. 
19) Vgl. P i c k e r , S. 144. 
20) Vgl. L u t z h ö f t , Deutsche Militärpolitik, S. 185. 
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die Rede sein. An einem Februarabend des Jah res 1942 k a m es in Stock-
holm zu einem Gespräch über die deutsche Agrarpoli t ik in den besetzten 
Gebieten der Sowjetunion. Gesprächspartner waren der deutsche Sonder-
gesandte Karl Schnurre und der schwedische Polit iker Axel Pehrsson-
Bramstorp, im Sommer 1936 Chef einer Übergangsregierung und seitdem 
Landwirtschaftsminister in der von Per Albin Hansson geleiteten Koali-
t ionsregierung aus Bauernbündle rn und Sozialdemokraten sowie der Ende 
1939 gebildeten „Sammlungsregierung". Es handel te sich bei Pehrsson-
Bramstorp also sehr wohl u m eine gewichtige Persönlichkeit im politi-
schen Leben Schwedens. Was das nationalsozialistische Deutschland be-
traf, so ve r t r a t er Ansichten, die zumindest von denen des sozialdemokra-
tischen Koali t ionspartners s tark abwichen. S c h n u r r e ur te i l te über 
ihn: 

„Er ist [...] als einer der wenigen wirklichen Deutschenfreunde im 
sdiwedischen Kabinet t anzusprechen und steht auch der nationalso-
zialistischen Weltanschauung verständnisvoll gegenüber." 

Schnurre nahm die Gelegenheit wahr , dem Minister die neue Agrarver -
ordnung für die besetzten Ostgebiete vom 15. Februar 1942 „eingehend zu 
er läutern" . Nun war diese Verordnung an sich nicht geeignet, einen Mann 
vom ideologischen Zuschnitt Pehrsson-Bramstorps zufriedenzustellen; 
denn sie sah die von der ländl idien Bevölkerung der „Reichskommis-
sariate" ersehnte Umwandlung der Kolchose in pr iva ten Landbesitz ledig-
lich als ein in weitester Ferne liegendes Endziel vor. Aber Schnurre wußte 
den schwedischen Landwirtschaftsminister zu nehmen. Pehrsson-Bram-
storp äußer te laut Schnurre 

„in unverbindl icher Weise den Wunsch, später einmal Gelegenheit zu 
haben, die neue von Deutschland in der Ukraine geschaffene Agrar -
ordnung [...] an Ort und Stelle kennenlernen zu können". 

Hat te Schnurre seine Sache vielleicht zu gut gemacht? Pehrsson-Bram-
storp scheint nicht der Ansicht gewesen zu sein, daß er sich so unverb ind-
lich geäußert ha t te . Jedenfalls erschien Anfang Mai 1942 der renommier te , 
mit Pehrsson-Bramstorp befreundete Ornithologe Bengt Berg in Berlin 
und richtete an Schnurre die Bitte, die Einladung an den schwedischen 
Minister schon zum gegenwärt igen Zei tpunkt erfolgen zu lassen.21 

Etwa zwei Monate später bekam das Reichsministerium für die Besetz-
ten Ostgebiete un te r Rosenberg Wind von der Sache — und prompt n a h m 
sie dort großgermanische Dimensionen an. Das Ostministeriuni wollte er-
fahren haben, daß sich Pehrsson-Bramstorp „für die Frage einer schwedi-
schen Mitwirkung an der Erschließung der besetzten Ostgebiete" interes-
siere. Man glaubte ferner zu wissen, daß der Minister den Wunsch habe, 
„mit einer Kommission von Sachverständigen eine Reise dorthin zu un te r -
nehmen".2 2 

21) PA, B. St.s., Aufzeichnung Schnurre vom 13. 5. 1942. — Zur Agrarver-
ordnung vom 15. 2. 1942 vgl. D a 11 i n , S. 346 ff. 

22) Ebenda, Kopie des Schreibens Leibbrandt (Chef der Politischen Abteilung 
im Ostministerium) an AA vom 6. 7. 1942. 
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Es war klar : man machte sich im Ostminister ium gänzlich überzogene 
Vorstellungen von Pehrsson-Bramstorps Absichten. Aber auch von einer 
Privatreise des schwedischen Ministers in die „Reichskommissariate" 
wollte Schnurre zum gegenwärt igen Zei tpunkt nichts wissen.23 Er nannte 
drei Hindernisse: 

1. der unfertige Zustand der deutschen Neuordnung im Osten; 
2. Reibereien zwischen Auswärt igem Amt und Ostministeriuni; 
3. die Verschlechterung des deutsch-schwedischen Verhältnisses seit 

dem Frühjahr 1942, d .h . seitdem Deutschland schwedischerseits keine 
wei teren militärpolitischen Zugeständnisse gemacht wurden.24 

Schnurre setzte sich durch; der schwedische Minister wurde nicht einge-
laden. 

Übrigens war Pehrsson-Bramstorp nicht der einzige prominente 
Schwede, der der deutschen Herrschaft in Rußland einen positiven Aspekt 
abgewinnen konnte . Auch Schwedens greiser König Gustaf V. ha t sidi 
anerkennend über „die deutschen Leistungen in den besetzten Gebieten, 
besonders in der Ukraine" ausgesprochen.25 

4. Es gab indessen auch Schweden, die sich am Widerstand gegen die 
deutsche Besatzungspolitik im Osten, genauer gesagt in Polen, beteiligten. 
Freilich: wie bei den meisten zivilen Widerstandsregungen, so wird auch 
im vorl iegenden Fall nicht ganz deutlich, was hier wirklich auf Überzeu-
gung und was auf ganz persönlich st imulier te Abenteuer lus t zurüdczufüh-
ren ist. Jedenfalls handel te es sich bei den beteil igten Schweden, die alle 
in Warschau tätig waren , u m führende Persönlichkeiten der schwedischen 
Wirtschaftsinteressen in Polen, und ihre Verhaftung im Jul i 1942 erregte 
dementsprechend in der schwedischen Öffentlichkeit großes Aufsehen.26 

Das Auswärt ige Amt sah in der Sache erst k larer , als ihm am 13. J a n u a r 
1943 27 ein immerhin sechzehnseitiges, von Heinrich Himmler persönlich 
unterzeichnetes Schreiben des Reichsführers SS und Chefs der Deutschen 
Polizei im Reichsministerium des Innern zuging. Sieben Warschauer 
Sdiweden waren festgenommen worden. Der prominenteste un te r ihnen 
war der Direktor der Warschauer Filiale der schwedischen Zündholzmo-
nopol-A. G., Carl Herslow. Herslow ha t t e früher dem schwedischen Gene-
ralstab angehört und dann als Mili tärat tache in Berlin und Moskau Dienst 
getan. Bis zum Herbst 1939 w a r er schwedischer Generalkonsul in War-
schau. Mit den sieben Schweden wurden 51 Polen festgenommen. Drei 
Schweden ha t ten sich noch rechtzeitig aus dem Staube machen können — 

23) Ebenda, Aufzeichnung Schnurre vom 21. 7. 1942. 
24) Zur zeitlichen Grenze der militärpolitischen Konzessionspolitik Schwe-

dens gegenüber Deutschland vgl. L u t z h ö f t , Deutsche Militärpolitik, S. 2. 
25) PA, B. St.s., Schweden, Telegramm Thomsen an AA vom 17. 6. 1943 (Nr. 

1725); Akten zur deutschen auswärtigen Politik, Serie E, Bd VI, Göttingen 1979, 
Nr. 100, S. 182 f. 

26) PA, B. St.s., Schweden, Telegramm Wied an AA vom 30. 7. 1942 (Nr. 2089). 
27) Laut Eingangsstempel. Das Schreiben (ebenda) selbst ist vom 31. 12. 1942 

datiert. 
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unter ihnen der am schwersten Belastete. Überhaupt gewinnt man den 
Eindruck, es hier nicht gerade mit einem kriminalistischen Meisterstück zu 
tun zu haben. 

Den Verhafteten wurden drei Vergehen vorgeworfen: 
1. Nachrichtenschmuggel zwischen der polnischen Widerstandsbewe-

gung im Generalgouvernement und der polnischen Exilregierung in Lon-
don über die Polnische Gesandtschaft in Stockholm; 

2. nachrichtendienstliche Tätigkeit zugunsten des eigenen Landes im 
Generalgouvernement; 

3. Devisenschmuggel zwischen der Polnischen Gesandtschaft in Stock-
holm und der polnischen Widerstandsbewegung im Generalgouvernement. 

Der geheime Briefverkehr zwischen Stockholm und Warschau scheint 
zu einem beträchtlichen Teil unter Mißbrauch der Kurierpost der Schwe-
dischen Gesandtschaft in Berlin erfolgt zu sein — ob mit oder ohne Wis-
sen des Gesandten, muß dahingestellt bleiben. 

Der Gesamtumfang der den sieben Verhafteten zur Last gelegten Ver-
gehen war nicht sicher zu ermitteln. Sicher ist, daß durch den deutschen 
Zugriff der wichtigste Kurierweg zwischen der polnischen Widerstands-
bewegung im Generalgouvernement und der polnischen Exilregierung in 
London abgeschnitten wurde. 

In dem von Himmler unterzeichneten Schreiben an das Auswärtige Amt 
macht sich ein ideologischer Minderwertigkeitskomplex geltend. Von einer 
der drei schwedischen Firmen, bei deren Niederlassungen in Warschau die 
polnische Widerstandsbewegung Unterstützung gefunden hatte, der Fa. 
Ericsson, heißt es, daß sie „praktisch noch heute das polnische Telefon-
monopol besitzt". „Monopol" — das war eine Anleihe beim Vokabular des 
weltanschaulichen Erzfeindes. Aber auch auf diesem Wege wurde man 
der Realität nicht habhaft. Das von der Fa. Ericsson gebaute Telefon-
netz war bald nach Beendigung des Polenfeldzuges von der Reichspost 
übernommen worden. Die Firma hatte daraufhin über die schwedische 
Gesandtschaft Berlin Entschädigung gefordert. Die Verhandlungen hatten 
sich lange hingezogen, näherten sich Anfang 1943 jedoch ihrem Abschluß.28 

Man kann nidit sagen, daß Himmler die verhafteten Schweden mit dem 
Zorn des enttäuschten groß germanischen Träumers verfolgt habe. In dem 
von ihm unterzeichneten Schreiben an das Auswärtige Amt heißt es: wie 
man gegen die Verhafteten vorgehen solle, werde „von der Beurteilung 
staatspolitischer und aussenpolitischer Erwägungen abhängig zu madien 
sein, die sich aus der augenblicklichen gesamtpolitischen Lage ergeben". 
Da Himmler aber die „gesamtpolitische Lage" und damit auch die Mög-
lichkeiten der deutschen Schwedenpolitik des Jahres 1943 euphorisch-
falsch einschätzte, verließ er den Bereich des Utopischen auch jetzt nicht. 
Aus dem Fall der Warschauer Schweden ergab sich seiner Ansicht nach 
die Möglichkeit, auf die schwedische Regierung einen Druck dahin aus-
zuüben, daß der gesamte feindliche Nachrichtendienst in Schweden zer-

28) Ebenda, Aufzeichnung Albrecht vom 22. 2. 1943. 







80 Hans-Jürgen Lutzhöft 

im Krieg gewöhnlich hingerichtet. Die Schwedische Gesandtschaft Ber-
lin war — ebenfalls mit einigem Recht — unzufrieden: es dauer te 
Wochen, bis den vier ursprünglich zum Tode Verur te i l ten die Tatsache 
ihrer Begnadigung mitgeteil t wurde.39 Und auch der Prozeß der Repatr i -
ierung erfolgte relat iv langsam: erst Weihnachten 1944 waren die drei 
letzten verur te i l ten Warschauer Schweden wieder zu Haus.46. Hitler ha t te 
sich den Tatsachen gebeugt — aber zu spät, als daß daraus noch eine 
Verlangsamung der ständigen Verschlechterung der deutsch-schwedischen 
Beziehungen hä t te resul t ieren können. Vermutlich ha t Hitler deshalb so 
zögernd-langsam reagiert , weil für ihn im Gegensatz zu Himmler das 
Grundsätzliche des Falles im Vordergrund stand, d .h . weil er in den 
Warschauer Schweden Ver rä te r an der gemeinsamen germanischen Sache 
sah. 

5. Anfang August 1943 eröffnete sich der schwedischen Öffentlichkeit 
unvermute t die Möglichkeit, nähere Nachrichten über ein vom nat ional-
sozialistischen Deutschland bislang n u r indirekt beherrschtes Land im 
Südosten Europas zu erhal ten. Das Außenminis ter ium in Budapest lud die 
Chefredakteure aller größeren schwedischen Zeitungen zu einer Besichti-
gungsreise nach Ungarn ein. Reichsaußenminister v. Ribbentrop war ver -
ärgert , als er von der Sache erfuhr. Unter den eingeladenen Chefredak-
teuren befanden sich seiner Meinung nach mindestens drei, die als ausge-
sprodiene Feinde des (auch von Ungarn unterzeichneten) Dreimächtepakts 
anzusehen waren . Zusätzlich erbi t ter te den Reichsaußenminister die Mit-
teilung, daß der ungarische Presseattache in Stockholm von sich aus die 
Befürchtung geäußert hat te , daß deutscherseits diesem oder jenem Chef-
redak teur die Durchreise verweiger t werden könnte u n d daß für diesen 
Fall vorgesehen sei, die Reise mit direkt fliegendem schwedischen oder 
ungarischen Flugzeug durchzuführen. Offenbar argwöhnte Ribbentrop, 
daß sich hier ein ungarischer Versuch anbahnte , im Gefolge Italiens aus 
dem Bündnis mit Deutschland auszubrechen. Der deutsche Gesandte in 
Stockholm, Hans Thomsen, erhielt am 11. August die Instrukt ion, den 
drei als dezidiert dreimächtepaktfeindlich angesehenen schwedischen 
Chefredakteuren die Erte i lung eines Durchreisevisums durch Deutsch-
land zu verweigern.4 1 Weiter wurde er angewiesen, 

„sowohl dem dortigen ungarischen Presseattache als auch den drei 
Hauptsdir i f t le i tern d u r d i geeignete Andeutungen zur Kenntnis ge-
langen zu lassen, daß der Gedanke, mit einem direkten Flugzeug von 
Schweden nach Ungarn zu fliegen, ein sehr grosses Risiko für die 

säckers im Amt des AA-Staatssekretärs. Vgl. PA, B. St.s., Schweden, Aufzeich-
nung Steengracht vom 6. 10. 1943 (St.s. Nr. 449). 

39) Ebenda, Aufzeichnung Steengracht vom 15. 10. 1943 (St.s. Nr. 488); Notiz 
Generalkonsul Speiser (Rechtsabteilung) vom 19. 10. 1943. 

40) Kungl. Utrikesdepartementet, 1945 ärs Svenska Hjälpexpedition tili Tysk-
land, Stockholm 1956, S. 11. 

41) PA, B. St.s., Schweden, Telegramm Ribbentrop an AA vom 11. 8. 1943 
(Nr. 1210), am 12. 8. 1943 unter der Nr. 1576 an die Deutsche Gesandtschaft 
Stockholm weitergeleitet. 
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den Trümmern der schwedischen errichtet hat. Andererseits: eben weil 
die Schweden mit den Russen viele böse Erfahrungen gemacht hatten, 
waren auch die Zustimmenden nicht bereit, die offizielle Neutralitäts-
politik des sacro egoismo preiszugeben und am „Kreuzzug gegen den 
Bolschewismus" teilzunehmen. Sollte Hitler zusehen, daß er erreichte, 
was Karl XII. vergebens angestrebt hatte. Da der sich hier abzeichnende 
Quietismus einen starken antirussischen Akzent trug und seinem eigenen 
Selbstverständnis nadi lediglich für Schweden (und das aus besonderen 
Gründen) galt, wollte und konnte er keine Alternative zur deutschen 
Politik im Osten bilden. Anders steht es mit der amtlichen Neutralitäts-
politik Stockholms. Sie war in ihrem durchgehenden Realismus das Ge-
genstück zur ostpolitischen Phantastik des Dritten Reiches, wirkt freilich 
im nachhinein gelegentlich verstandeskalt. 

Die Ablehnenden waren weniger suedozentrisch als die Zustimmenden. 
Aber auf die Frage, ob in ihren Reaktionen auf die deutsche Politik im 
Osten so etwas wie eine realistische Alternative sichtbar wird, muß eine 
verneinende Antwort gegeben werden. Die Warschauer Schweden, die 
nadi Ungarn gereisten schwedischen Journalisten: sie alle setzten — wie 
die Polen, wie die Ungarn — auf England. Aber England als Retter Ost-
europas: das war ein Traum, eine Chimäre. Die einzige machtpolitisch 
mögliche Alternative zur deutsch-nationalsozialistischen Herrschaft im 
Osten war die russisch-bolschewistische. Und so moralisch absurd dies 
momentan auch erscheinen mochte: die einzige Macht, die einem weiteren 
sowjetrussischen Vordringen in Richtung Zentraleuropa Halt zu gebieten 
vermochte, war wiederum nicht England, sondern Deutschland — ein 
Deutschland ohne Hitler und den Nationalsozialismus, versteht sich. 

Soviel von den schwedischen Reaktionen auf die deutsche Politik im 
Osten. Was die deutschen Gegenreaktionen betrifft, so werden hauptsäch-
lich zwei Tendenzen greifbar, eine grundsatzpolitische und eine tages-
politisch-realistische. Die grundsatzpolitische Linie wurde von den An-
hängern der „großgermanischen Reichsidee" vertreten. Diese neigten da-
zu, in jeder schwedischen Reaktion auf die deutsche Politik im Osten 
zugleich eine Option für oder gegen die Utopie eines Großgermanischen 
Reiches zu sehen. Oder sie versuchten sich unversehens als „Realpolitiker" 
und landeten dann wiederum im utopistischen Abseits, da auch ihre 
Augenblicks-Forderungen an Schweden völlig überhöht waren. Rippen-
trop brauchte nicht mit ihrem Widerstand zu rechnen, wenn er auf anti-
schwedische Rüdcsichtslosigkeiten sann. 

Die tagespolitisch-realistische Linie wurde vor allem von den Beamten 
des Auswärtigen Amtes und der Deutschen Gesandtschaft Stockholm ver-
treten. Sich zu „großgermanischer" Aktion nur dann aufraffend, wenn es 
ihnen ausdrüddich befohlen wurde, sahen diese ihre Aufgabe darin, auf 
der Grundlage der jeweils tatsächlich bestehenden Mächtekonstellation 
die jeweils tatsächlich zwischen Berlin und Stockholm anstehenden Pro-
bleme auf dem Verhandlungswege einer Jedenfalls momentan befriedi-
genden Lösung zuzuführen. Dagegen haben sie sich nicht dazu entschließen 
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können , längerfristig e realistisch e Al terna t ive n zu r „großgermanische n 

Reichsidee " zu entwerfen . Auf de r Mass e de r Papiere , die sie h in te r -
lassen haben , r uh t n u r de r bescheiden e Glan z resignierte r Redlichkeit . 

S u m m a r y 

Swedish reactions to German policy in Eastern Europę (1939—3943) 

Th e Swedes appea r to have been far from unanimou s in thei r opinio n on 
Germa n policy in Easter n Europe . Th e motive s of thos e who agreed were a 
passionat e anti-Bolshevis m an d th e recollectio n of th e fact, tha t Russia ha d 
built its positio n as a great power in th e Baltic Sea area on th e ruin s of tha t 
of th e Swedes. However , thos e who agreed were not , of course , disposed to 
participat e in a "crusad e against Bolshevism". As to thos e who disapprove d 
of Germa n policy, the y relied — in a completel y unrealisti c manne r — on 
Englan d as th e rescue r of Easter n Europe . Th e actua l counterpar t of th e Thir d 
Reich' s fantasti c ideas of East Europea n policy was Stockholm' s official, always 
facing th e facts policy of neutrality . In Berlin thi s policy coul d no t coun t on 
th e supporter s of th e "vision of th e Grea t Germani c Reich " to agree, bu t 
doubtles s on th e officials of th e Ministr y for Foreig n Affairs. On th e othe r 
hand , th e expert s of foreign affairs in th e "Wilhelmstraße " were unabl e to 
resolve to projec t long-ter m realisti c alternative s to th e "vision of th e Grea t 
Germani c Reich" . 

4° 


